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Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

mit unserem Rundschreiben erhalten Sie aktuelle Informationen zu den vorgenannten Themen. 

 

1. Änderung der Kassensatzung 

 

Die 10. Änderung der Kassensatzung wurde am 22. November 2011 vom Verwaltungsausschuss 

beschlossen und im Amtlichen Anzeiger des Sächsischen Amtsblatts Nr. 4/2012 am 26. Januar 2012  

bekanntgemacht. 

 

 Die Änderungssatzung haben wir diesem Rundschreiben als Anlage beigefügt. 

 

Die Änderungen betreffen folgende Punkte: 

 

1.1  Änderung der §§ 35, 78 der ZVK-Satzung – Mutterschutzzeiten 

 

 Bisher galten Mutterschutzzeiten nicht als Umlage-/Beitragsmonate in der Zusatzversorgung. 

Sie wurden daher auch nicht auf die Wartezeit für die Entstehung des Betriebsrentenanspruchs 

angerechnet. Für die Zeit eines Mutterschutzes nach der Geburt eines Kindes wurden jedoch  

 

Dresden, im Februar 2012 
 
Das Schreiben finden Sie auch im Internet: 
www.kv-sachsen.de – Rundschreiben 

An die Personalstellen 
der Mitglieder der ZVK 
und deren Verrechnungsstellen 
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berücksichtigt.  

 

Im 5. Änderungstarifvertrag zum ATV-K haben sich die Tarifvertragsparteien auf eine 

Neuregelung zur Anerkennung von Mutterschutzzeiten verständigt. Hierüber haben wir 

Sie bereits mit Rundschreiben 3/2011 und 5/2011 ausführlich informiert. Danach 

werden Mutterschutzzeiten ab 01. Januar 2012 als Umlage-/Beitragsmonate in der 

Zusatzversorgung berücksichtigt und auf die Wartezeit angerechnet. Als Grundlage 

dient ein fiktives Entgelt nach § 21 TVöD analog der Entgeltfortzahlung im 

Krankheitsfall. Zudem werden Mutterschutzzeiten rückwirkend ab 18. Mai 1990 auf 

schriftlichen Antrag berücksichtigt.  

 

Die Anerkennung von Mutterschutzzeiten vor dem 18. Mai 1990 ist Gegenstand einer 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 28. April 2011 (1 BvR 1409/10). Die 

Umsetzung dieser Entscheidung wird von den Tarifvertragsparteien aktuell noch 

geprüft. 

 

1.2  Änderung der §§ 36, 40 und 48 der ZVK-Satzung – Eingetragene Lebenspartner 

 

 Bisher waren Lebenspartner nach § 10 ATV-K von der Hinterbliebenenversorgung 

ausgeschlossen.  

 

 Im 5. Änderungstarifvertrag zum ATV-K ist nunmehr rückwirkend ab dem Jahr 2005 

eine Berücksichtigung der eingetragenen Lebenspartner bei der 

Hinterbliebenenversorgung vorgesehen. Diese haben jetzt Anspruch auf eine Witwen-

/Witwerrente unter den gleichen Voraussetzungen und in gleicher Höhe, wie dies bei 

Ehegatten der Fall ist. Damit wurde dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 

07. Juli 2009 (1 BvR 1164/07) Rechnung getragen, wonach die Ungleichbehandlung 

von Ehegatten und eingetragenen Lebenspartnern bei der Hinterbliebenenversorgung 

gegen Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz (GG) verstößt und daher verfassungswidrig ist. 

 

 

1.3  Änderung von § 47 der ZVK-Satzung – SEPA-Überweisung 

 

Seit dem 01. Januar 2008 wurde mit der SEPA-Überweisung eine einheitliche 

Zahlungsmethode geschaffen, die die EU-Standardüberweisung ersetzt. Die 

Satzungsregelung wird insoweit redaktionell angepasst. 

 

 

 

 



© ZVK

des KVS

 

 Seite 3 

R
U
N
D
S
C
H
R
E
IB
E
N
 1
/ 
2
0
1
21.4   Änderung von § 62 ZVK-Satzung – Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt 

 

Als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt gilt grundsätzlich der steuerpflichtige Arbeitslohn. 

Aus dem zusatzversorgungspflichtigen Entgelt werden die Umlagen und Beiträge sowie die 

Betriebsrentenansprüche berechnet. 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 09. Dezember 2010 (Az. VI R 57/08) 

entschieden, dass die Finanzierungsanteile der Arbeitnehmer (Arbeitnehmerbeteiligung), die 

im Gesamtversicherungsbeitrag des Arbeitgebers enthalten sind, unter den 

Anwendungsbereich des § 3 Nr. 63 Einkommensteuergesetz (EStG) fallen und somit 

grundsätzlich steuerfrei sind. Dies betrifft auch den Arbeitnehmeranteil am Zusatzbeitrag der 

ZVK des KVS (vgl. Rundschreiben 4/2011 der ZVK).  

 

Dies hätte bei unveränderter Satzungslage zur Folge, dass auch das 

zusatzversorgungspflichtige Entgelt und damit die Betriebsrentenanwartschaften sinken. Für 

die steuerfreie Arbeitnehmerbeteiligung werden daher die Vorschriften für die 

Entgeltumwandlung entsprechend herangezogen, mit der Folge, dass diese dem 

zusatzversorgungspflichtigen Entgelt zugerechnet wird. 

 

1.5   Änderung der §§ 72, 73 und 74 der ZVK-Satzung – Startgutschriften 

 

  Mit Rundschreiben 3/2011 haben wir Sie ausführlich über die Einigung der 

Tarifvertragsparteien zur Neuregelung der Startgutschriften informiert. Danach ist ein 

Vergleich zwischen der bisherigen Berechnung nach § 18 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) 

und einer zeitratierlichen Berechnung nach § 2 BetrAVG vorzunehmen. Die neuen 

Berechnungsgrundlagen wurden in die ZVK-Satzung übernommen. 

 

Die ZVK wird im Laufe dieses Jahres die Überrechnung der Startgutschriften vornehmen. 

Voraussichtlich mit dem Versicherungsnachweis für das Jahr 2011 werden die betroffenen 

Versicherten über das Ergebnis der Überrechnung informiert. 

 

1.6  Änderung der AVB – Unisex-Tarif sowie redaktionelle Anpassungen 

 

In Deutschland sind (derzeit) geschlechtsspezifische Versicherungstarife nach § 20 Abs. 2 des 

Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) zulässig, wenn nach einer auf 

mathematischen und statistischen Daten beruhenden Risikobewertung das Geschlecht ein 

bestimmender Faktor ist. Bei Lebensversicherungen und vergleichbaren Produkten – wie der 

Freiwilligen Versicherung der ZVK des KVS – ist das Geschlecht aufgrund der 

unterschiedlichen Lebenserwartung von Männern und Frauen ein bestimmender Faktor. 

Unterschiedliche Tarife für Männer und Frauen sind daher, auch in anderen 

Versicherungszweigen, branchenüblich.  
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2 Der Europäische Gerichtshof hat – für alle Versicherer überraschend – mit Urteil vom 01. März 2011 

(Rechtssache C-236/09) entschieden, dass ab dem 21. Dezember 2012 geschlechtsneutrale Prämien 

und Leistungen in Versicherungstarifen angeboten werden müssen.  

 

Der Verantwortliche Aktuar hat daher neue Barwertfaktorentabellen sowie eine neue 

Altersfaktorentabelle (vgl. § 3 AVB) für den Tarif der Freiwilligen Versicherung der ZVK 

entworfen, aufgrund derer Frauen und Männer zukünftig für den gleichen Beitrag auch gleiche 

Leistungen erhalten. Die Änderung gilt nur für Neuverträge ab 01. Dezember 2012. 

 

Ferner erfolgen eine redaktionelle Anpassung von Begriffen sowie die Einführung einer neuen 

Produktbezeichnung in den AVB. Hierzu werden wir Sie noch ausführlich in einem der nächsten 

Rundschreiben informieren. 

 

2. Aktualisierung der Meldebeispiele für die Pflichtversicherung und der DATÜV-ZVE 

 

Die „Meldebeispiele für die Pflichtversicherung“ wurden an die Berechnungswerte für das Jahr 2012 

angepasst und für besondere Meldefälle erweitert. Darin enthalten sind nun auch umfangreiche 

Informationen  

 

• zur steuerlichen Behandlung der Arbeitnehmerbeteiligung, 

• zur Meldung von Mutterschutz- und Elternzeit ab 2012 und 

• zu Meldungen bei rückwirkender Feststellung einer Erwerbsminderungsrente. 

 

Sie finden die Meldebeispiele auf der Internetseite www.kv-sachsen.de im Bereich 

ZVK/Downloads/Sonstiges. Zudem ist die DATÜV-ZVE angepasst worden. Diese steht Ihnen 

ebenfalls im Bereich ZVK/Downloads/Sonstiges zur Verfügung. 

 

3. Versand der Unterlagen zur Riester-Förderung für das Jahr 2011 

 

Beschäftigte, die individuell versteuerte Beiträge im Rahmen der Arbeitnehmerbeteiligung zur 

Pflichtversicherung oder zur Freiwilligen Versicherung geleistet haben, erhalten von uns bis Anfang 

April 2012 alle notwendigen Unterlagen, mit denen sie Altersvorsorgezulagen beantragen und den 

Sonderausgabenabzug im Rahmen der Einkommensteuererklärung geltend machen können. 

 

Auch Beschäftigte, die sich ab dem Jahr 2011 für die Steuer- und Sozialabgabenfreiheit der 

Arbeitnehmerbeteiligung und damit gegen die Riester-Förderung in der Pflichtversicherung 

entschieden haben, erhalten weiterhin eine sog. Anbieterbescheinigung nach § 92 EStG für ihre 

Unterlagen. Als Beitrag wird diesem Fall 0,00 € ausgewiesen, da keine förderfähigen (individuell 

versteuerten) Beiträge geleistet wurden. Für die Vorjahre können jedoch im Rahmen der 

bestehenden Fristen weiterhin Zulagen gutgeschrieben oder auch zurückgefordert werden.  
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Für Fragen zu diesem Rundschreiben stehen wir Ihnen an unserem Servicetelefon 0351 4401-446 gern zur 

Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Krieger 
Direktor 

Anlage 
10. Änderung der ZVK Satzung








